
Datenschutzhinweis nach Art. 13 und 21 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) siehe Rückseite 

Angebot zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben 
(§ 28 Abs. 7 SGB II, § 34 Abs. 7 SGB XII, AsylbLG, § 6b BKGG)

Anspruchsberechtigte/r (lt. vorgelegtem “Bremen-Pass”) 
Name: Geburtsdatum: 

Wohnhaft: 

BG-Nummer/Aktenzeichen: 

Leistungsanbieter: 
Name: Telefon: 

Anschrift: 

Art der Leistung (z.B. Mitgliedschaft im Verein): 

Ggf. Mitgliedsnummer: 

Zeitraum: 

Kostenbeitrag/Vereinsbeitrag: 
Höhe: 
 monatlich 
 gesamt 

Zahlungsweise: 
 einmalig 
 monatlich 
 vierteljährlich 
 halbjährlich 
 jährlich 

Bankverbindung: 
Kontoinhaber: 
Bankinstitut: 
IBAN: 
BIC: 

Anmerkungen: 
 Betrag wird per Einzugsermächtigung eingezogen/ Einzugsermächtigung liegt vor 
 Betrag von       € für den Zeitraum von       bis       wurde gezahlt am   
 Sonstiges:  

Datum Stempel und Unterschrift 

__________________ ________________________________ 

Aikidojo Bremen e.V. 0421-705232

Weberstraße 57/59, 28203 Bremen

Teilnahme am Trainingsangebot, Mitgliedschaft im Verein

- / -

X

X

Michael Masch
Postbank Hamburg
IBAN: DE61 2001 0020 0569 1602 00
BIC: PBNKDEFF



 

 

Datenschutzhinweis nach Art. 13 und 21 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

 
Für die vorliegende Datenerhebung und -verarbeitung ist die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration 
und Sport verantwortlich.  
Wir verarbeiten Ihre Daten, um Ihren Antrag in Erfüllung unserer gesetzlichen Aufgabe bearbeiten zu können. Wir 
erheben grundsätzlich nur die Daten, die zur Aufgabenerfüllung zwingend erforderlich sind. Die 
Datenverarbeitung erfolgt auf Grundlage von § 28 Abs. 7 SGB II, § 34 Abs. 7 SGB XII, AsylbLG, § 6b BKGG in 
Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO. Daneben gelten im Bereich der Verarbeitung von Sozialdaten u.a. die 
§§ 67 ff. Sozialgesetzbuch X und ansonsten die weiteren Vorschriften des Bremischen Ausführungsgesetzes zur 
EU-Datenschutz-Grundverordnung (BremDSGVOAG). 
Wir behandeln Ihre Daten vertraulich und geben diese nur dann weiter, wenn eine datenschutzrechtliche 
Übermittlungsbefugnis besteht (z. B. kann es erforderlich sein, Daten an andere Behörden zu übermitteln – die 
Zulässigkeit prüfen wir jedoch vorab im Einzelfall unter Beachtung der Verschwiegenheitspflichten).  
Wir löschen Ihre Daten, wenn diese zur Erfüllung der gesetzmäßigen Aufgabe nicht mehr erforderlich sind und 
keine gesetzlichen Aufbewahrungsfristen einer Löschung entgegenstehen. 
Sie haben das Recht, der Datenverarbeitung zu widersprechen. Näheres erfahren Sie unter dem nachfolgenden 
Punkt „Rechte der betroffenen Person“.  
Sofern die Angabe bestimmter personenbezogener Daten freiwillig ist, machen wir dies im Rahmen der 
Datenerhebung entsprechend kenntlich. Es sind keine negativen Konsequenzen mit der Nichtbereitstellung dieser 
freiwilligen Daten verbunden. Allerdings kann die Nichtbereitstellung im Einzelfall die nachfolgende 
Kommunikation erschweren bzw. verzögern.  
Wenn Sie eine Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten abgeben, können Sie diese jederzeit 
widerrufen. Durch den Widerruf wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten 
Verarbeitung nicht berührt. 
 
Rechte der betroffenen Person 

Sie haben uns gegenüber ein Recht auf Auskunft über die Sie betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf 
Berichtigung unrichtiger Daten und auf Löschung, sofern die in Art. 17 DSGVO genannten Voraussetzungen 
vorliegen. Es besteht zudem das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 DSGVO 
genannten Voraussetzungen vorliegt und in den Fällen des Art. 20 DSGVO das Recht auf Datenübertragbarkeit.  
Werden Daten auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO (Datenverarbeitung zur behördlichen 
Aufgabenerfüllung bzw. zum Schutz des öffentlichen Interesses) erhoben, steht Ihnen gem. Art. 21 DSGVO das 
Recht zu, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung 
Widerspruch einzulegen. Wir verarbeiten die personenbezogenen Daten dann nicht mehr, es sei denn, es liegen 
nachweisbar zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung vor, die die Interessen, Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen. Bitte richten Sie einen Widerspruch an: 
 
Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport 
Datenschutz, OKZ 400 12 
Bahnhofsplatz 29 
28195 Bremen 
datenschutz-buergerservice@soziales.bremen.de 
 
Beschwerderecht bei einer Aufsichtsbehörde:  

Sie haben das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, wenn Sie der Ansicht sind, dass die 
Verarbeitung der Sie betreffenden Daten gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen verstößt. Das 
Beschwerderecht kann insbesondere bei einer Aufsichtsbehörde in dem Mitgliedstaat Ihres gewöhnlichen 
Aufenthaltsorts oder des Orts des mutmaßlichen Verstoßes geltend gemacht werden. Für das Bundesland 
Bremen ist die zuständige Aufsichtsbehörde:  
Die Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Arndtstraße 1 
27570 Bremerhaven 
 
Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten: 

Sie können sich bei Fragen oder Beschwerden zum Thema Datenschutz auch jederzeit an den 
Datenschutzbeauftragten der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport wenden: 
 
Dr. Uwe Schläger 
Behördlicher Datenschutzbeauftragter 
datenschutz nord GmbH 
Konsul-Smidt-Straße 88 
28217 Bremen 
+49 421 69 66 32 0 
Office@datenschutz-nord.de  
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